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MBreslau, 4.Dezember1920 KIN- I 1. Jahrgang
 

iser Bartriabend der Mittelltiindler
in lBreslau

Ein biederer, feinsinniger Breslauer Handwerks-
meister aus echtem Schrot und Korn, dem wir schon
manche gute Anregung zu verdanken haben, sendet
uns wieder einmal einen Brief, den wir trotz feiner
Länge abdrucken, weil er die Verhältnisse so herz-
:erfrischend klar zum Ausdruck bringt. Der Brief
lautet nach der Anrede und einigen einleitenden
Worten folgendermaßen (die allerdeutlichsten Stellen
haben wir, um nicht wegen Beleidigung vor den
Richter zu kommen, unterdrückt, was uns der Herr
Einsender hoffentlich nicht übel nimmt.:)

Es hatte schon lange schwül in der Luft gelegen.
Gottlob ist der ·an allent Handwerkern slastettde Druck
nun aber wie mit einem Schlage beseitigt: Die
,,Wirtschaftspartei ldes deutschen Mittelstandes« hat
ihre erste größere Versammlung in Breslau abge-
halten Es war sicher höchste Zeit. Ietzt haben wir
nun endlich erfahren, warum es im deutschen Vater-
lande sso drunter und drüber geht. Auch das Bres-
-lauer Handwerk mußte doch einmal aufgeklärt
werden, damit es die wahrhaft Schuldigen kennen
lernt und gehörig zur Rechenschaft zieht» Es ist
nur gut, daß es doch wenigstens in Berlin und Char-
lottenburg noch edle Männer gibt, die endlich mit
der Wahrheit herausrücken. Ohne den Tapezierer-
meister Holzammer, Mitglied der Handwerkskammer
Berlin, nnd ohne den« Stctdtverordneten Bäckermeister
Drewitz, Vorsitzenden des Jnnungsausschusses Char-
lottenburg, hätten wir beschränkten Breslauer Hand-
werter allen anderen 6ie Schuld zugemessen, nur
nicht den wahrhaft Schuldigenl Göttlob ist diese
Gefahr beseitigt; Hallelujahl

Denn wer ist schuld an der Erhöhung der Telefon-
gebühren? Wer ist schuld an der Verteuerung des
«Portos? Einzig und allein die Handwerkskammer
und mit ihr alle Führer des Handwerks und der
Fachverbättde, der Kammertag und nicht zuletzt der
Reichsiversband des deutschen Handwerks, der mit
Ach und Krsachz in Iena begründet wurde, einzig und
allein deswegen, um seinen bisherigen veralteten
Führern und Syndicis, denen um ihren bisherigen
Thron bange geworden ist, eine gesicherte, feste,
weitere Anstellung zu verschaffen. Die Shndici Dr.
Mensch, Dr. Wienbeck, Hermann und Budjuhn und
die Handwerkersührer Rahardt, Plathe und Hammer,
die haben sich autokrsatisch zusammengesetzt und den
Plan ansgeheckt, das Handwerk weiter am Narren-
seil hernmznführen. Ebenso ist lder Reichsderband
und der Reichswirtschaftsrat mit seinen Handwerker-
vertretern nur dazu da, die im Handwerk schlum-
mernden Kräfte niederzuhalten und irrezusühren
Die Handwerkskammsern, Innungsausschüsse und  

Handwerkerbiinde begehen einen Verrat am Hand-
werk, daß sie in Jena den Beschluß gefaßt haben,
6ie Handwerker sollen bei den Parteien daraus
dringen, daß ihr Einfluß nicht verloren geht. Ein
größerer Verrat ist es aber, daß man sich an der
Bildung von besonderen Mittelstand-sparteien, dise bei
der Vielgestaltigleit des Mittelstandes doch nur ein
Unglück bedeuten, nicht« beteiligen soll.

Angesichts solcher Redereien muß man sich doch
fragen: Warum bringen so tüchtige Männer wie
Holz-immer und Drewitz ihr-e Ansichten nicht in
Berlin zur Geltung? In einer entfernten Stadt
wie Breslau, wo die Angegriffenen nicht anwesend
sind, machst man lang-e Ausführungen, welche von
bewußter Ehrabschneidung nicht weit entfernt sind.
Kommt da ein Kaufmann, der durch Vertrieb einer
Zeitung ein Geschäft zu machen sucht, und fühlt sich
gekränkt, wenn eine bestehende Handwerkerzeitung
durch saajiliche Darlegungen ihren Lesern von Be-
schüssen und Maßnahmen im Interesse des Hand-
wserks Kenntnis gibt, jeden Andetsdenkenden oder
Andersfiihlenden aber auffordert, seine Meinung
ebenfalls in der Zeitung zu äußern.

Nun -— die Handwerker, die in der Mittelstands-
versammlung anwesend waren, werden auch in Zu-
kunft ihre Entscheidung zu treffen wissen; werden
wissen, wie sie sich bei den Wahlen zu Verhalten
haben. Sie wissen, daß das Handwerk Gottlob einen
einheitlichen Reichsverband besitzt, der das gesamte
Handwerk umfaßt und einheitlich vertritt, der mit
den 1% Millionen Betrieben und 4% Millionen
Menschen, die hinter ihm stehen, eine Tatsache ist,
die sich allein durchzusetzen vermag. Die Nordwest-
deutsche Handwerkskorrefpsondenz schrieb kürzlich so
treffend: »Wir bedürfen nicht der Krücken der Mittel-
standsbewegung. Im übrigen ist der Mittelstands-
gesichtspunkt viel zu eng. Der Kampf, der heute
ausgefochten wird, ist in erster Linie ein solcher
zwischen den Selbständigen, den Unternehmern
einerseits und den Arbeitnehmern andererseits. Es
muß also die Einheitsfront aller Selbständigen in
Handwerk, Handel, Landwirtschaft, Industrie usw.
hergestellt werden. Mit dem veralteten Mittelstands-
gesichtspnnkt wird man dieser Sache nicht mehr ges-
recht. Für das Handwerk wie die sebbständigen
Unternehmer überhaupt ist ein Zusammenarbeiten
mit der Beamtenschast bei deren heutiger Haltung
ein Unding. Die Interessen der Beamtenschaft und
des Handwerks stehen zu 75 Prozent hart gegen hart
nnd auch mit dem Kleinhandel ergeben sich tief-
greisende Differenzen bei der Frage der Neuregelung
der Rohstofsversor·gung, weil das Handwerk Interesse
an einer gemeinwirtschaftlichen Regelung dieser Roh-
stosfriersorgung hat. In der heutigen Zeit der be-
rufsständischen Bewegung ist es eine völlige Ver-
kennung der tatsächlichen Verhältnisse, wenn ein-e  

Bewegung ins Leben gerufen wird, die- geeignet ist,
den Standesorganisationen s266611116 zu tun und damit
den Wiederausbau auf der Grundlage berufsständischer
Selbstverwaltung zu hintertrei·ben. Wenn wir Hand-
werker die Daseinsberechtigung unseres Standes nur
daraus herleiten wollen, Idaß es einen Mittelstand
geben muß, dann wären wir schon verloren. Heute
wird an jeden Stand unerbittlich die Frage gerichtet:
Welche Bedeutung hast du für die deutsche Güter-
erzeugung? Nur als Produzent, nicht als Teil des
Mittelstandes-, kann das Handwerk seine Das-eins-
berechtigung beweisen Wir fordern daher keine ver-
schwommene Mittelstandspolitik, sondern zielbewußt-:
berufsständische Prosduzentenpolitik. Das ist der
Standpiunkt der maßgebenden Kreise des deutschen
Handwerks Wlir werden daher, falls sich die Be-
wegung des Mittelstandes auf unser Gebiet erstrecken
sollte, ihr mit allen Mitteln entgegentreten, nicht
etwa aus engen eigenbrösdlerischen Gesichtspunkten
heraus, sondern weil wir die wirtschafts-politischen
Ansichten der Mittelstandsbewsegung in jeder Weise
asblehnen müssen-«

So denkt man in Nordwestdeutschland über die
Sache. Und man tut recht daran! ‑ Nach veralteten
Gesichtspunkten kann heutzutage weder eine Partei
errichtet noch überhaupt lebenskräftig erhalten werden.
Bei dem Arbeitern beginnt jetzt die Umgestaltung des
Parteiwesens, weil die Arbeiter ganz ohne Zweifel
der politisch regsamste Teil unseres Volkes sind.
Und die anderen Stände werden sich beeilen müssen,
wenn sie nicht zu kurz komm-en und ins Hintertreffen
geraten wollen. Die Beamten folgen den Arbeit-ern
schon; sie haben zwar keine neue Partei gegründet
wie die christlichenationalen Arbeiter; sie haben sich
mit einem gerader wunderbar scharfen politischen
Instinkt die alte mehrheitssozialdemokratische Partei
für ihre Zwecke nutzbar gemacht, und Scheidemiann
ist längst kein politischer Arbeiterführer mehr, sondern
ein regelrechter politscher Beamtenführer. Daraus
sollten Leute wie die politischen Mittelständler
wenigstens das lernen, daß sich nicht einmal Arbeiter
und Beamte in einer Partei für die Dauer vertragen,
eben weil sich der Arbeiter zu sehr als Produzent
fühlt. Wieviel weniger werden sich das selbständige
Handwerk und die Beamtenschsaft in einer gemein-
samen Mittelstandspartei -vertragen, wo sich doch der
selbständige Handwerker noch viel mehr als Pro-
duzent fühlt als der Arbeiter. Wir haben also bei
den Arbeitnehmern schon zwei recht anssichtsreiche
Parteien: die der christliclpnationalen Arbeiter und
die der Beamten Die ersten vertreten eine Pro-
duzenten- und Konsumentenpiolitik, die Zwseiten
eine reine Konsum-entenpsolitik. Daher erklärt sich
auch die Unzufriedenheit der Arbeiter mit der Be-
amtenpartei der Mehrheitssozialdemokratie, die, sob-
gleich der mode-me Soziailismus alle Probleme vom
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Standpunkt der Produktion aus betrachtet, doch den
Fragen des Aufbaus der Produktion ein viel ge-
ringeres, beinahe gar kein Interesse mehr entgegen-
bringt, sondern sich der- Lösung der Fragen der Kon-
sumtion fast ausschließlich zugewandt hat. Die
Beamten aber sind ein Teil des sogenannten n e u en
Mittelstandes, und es bedarf nun wohl keiner Be-
weise mehr, daß dieser Teil des neuen Mittel-
standes mit dem alten auf kein e n Fall gemeinsam
fruchtbringend arbeiten wird und will.

Daß selbst unter dem alten Mittelstande un-
überbrückibare Gegensätze bestehen zwischen Handwerk
uttd Kleinhandel, ist schon oben gesagt worden. Diese
sGtegensätze lassen sich höchstens örtlich durch soge-
nannte Mittselstandskartelle überbrückem aber auch
nur örtlich. Und selbst am einzelnen Orte scheiden
sich die Gruppen durch selbst ä nd i g e Zusammen-
schluffe. An einen allgemeinen Reichszusammenschluß
des alten Mittelstandes ist überhaupt nicht zu denken.

Die Mittelstandspartei ist ein Unding und be-
deutet Jrreleitung der Massen. Viel eher würde sich
vie l le i cht der christlich-nationale Arbeiter mit dem
selbständigen Handwerker vertragen. Aber auch das ist
nicht glaubhaft; wenigstens kann man die Verhältnisse
jetzt so weit noch nicht überblicken In solcher Lage gibt
es nur eins: Der Reichsverband hat die Parole aus-
gegeben, daß politisch d i e Arbeit g e b e r zu-
samtnengehörenz dem Reichsverband können wir
wirklich vertrauen; er hat schon unendlich viel für
das Handwerk getan. Deshalb heißt es jetzt:
Solidarität bewahren, damit »die errungenen Vorteile,
selbst wenn sie uns Handwerker-n vielleicht noch nicht
sichtbar sind, nicht wieder in Rauch aufgehen. Die
kommende Kreditnot muß dem selbständigen Hand-
werker zu denken geben; Kredit erhält der Unter-
nehmer n ur vom Unternehmer, nicht aber vom
Arbeiter und Beamten. · Und dann noch ein
weiteres: Parteien sind, wie kürzlich gesagt wurde,
das Schwerfälligste, was man sichs denken kann. Nur
eine helle, aufrichtige, selibstlsose Begeisterunsg kann
eine Partei beweglich gestalten. Und das wird sich
doch kein selbständiger Handwerker vormachen lassen,
daß die neugegründete Mittelstandspartei jemals als
Ganzes oder in ihren Teilen selbstlos wird arbeiten
können! Sie sift deshalb auch aus d i e se m Grunde
als Totgeburt in des Wortes wahrster Bedeutung
zu betrachten. Jn der schrecklichen Not
unseres Vaterlande-s siegen die Par-
tei-en, die beweglich sind und das geistig
höhere .Ziel vor Augen haben. Und
wehe dem Handwerker- stande, wenn er
sich politisch nicht betoeglich machen
kannl Dann fällt auf ihn noch der
Vorwurf, daß er den Wiederauf-
schwung unseres Vaterlandes vorsätz-
lich gehemmt und gehindert hat. Und
das wird ihm nier« 1nd verzeihen
Dann gute Nacht, den sches Handwerk!
Friede deiner Asche!

Zogialisterung und Bolititt
Die Sozialisieruugsfrage geht alle Unter-

nehmer an, mögen sie Betriebe der Industrie oder
des Handwerks und Getverbes sein. Wird eine
einzige Bresche in die Front der selbständigen
oder privatgesellschaftlichen Unternehmer auf wirt-
schaftspolitischem Gebiete geschlagen, so bröckelt’s
von der Bresche aus bald nach allen Seiten ab.
Dem Sozialisierungsgedanken müssen wir deshalb
alle Schwächen ablauschen, die er besitzt, um sie zu
unseren Gunsten zu verwenden.

Das Sozialisierungsproblem wütet augenblick-
lich noch um den Bergbau. Von seiten der sozia-
listischen Führer wird behauptet, sie hätten in der
Frage der Sozialisierung des Vergbaus die Massen
der Arbeiter hinter sich; das Problem sei kein poli-
tisches, sondern ein rein wirtschaftliches-; die Ar-
heiter, so wurde und wird behauptet, sähen in dih
sem Problem eine neue Hoffnung und versprächen
sieh von der Durchführung der Sozialisieruna des 

Berg·baus, d. h. der überfiihrung der Bergwerke in
den Besitz der Allgemeinheit, einen steigenden Er-
folg für das Gemeinwohl und für sich selbst.

Angesichts solcher Darstellungen liegt es in un-
serem, der Unternehmer, Interesse, festzustellen, ob
und inwieweit sie richtig sind. Eine Feststellung läßt
sich am besten an Ort und Stelle vornehmen. Es
verfuhr also der Bergmann A. Winnefeld, Mitglied
des Reichstages, in den letzten Parlamentsferien
nach seiner Gewohnheit während der Monate Sep-
tember und Oktober seine altgewohnten Schichten
in einem bergbaulichen Betriebe und stellte im täg-
"lichen, dauernden Verkehr mit seinen Arbeitskames
raden fest, »daß die breite Masse der Bergarbeiter
der Sozialisierungsfrage kühl bis an's“; Herz hinan
gegenübersteht. Den meisten Bergleuten
ist es vollkommen gleichgültig, ob so-
zialisiert wird oder nicht« Winnefeld
fiel es auf, »daß das Verlangen nach Soziali-
sierung keineswegs Arbeitersarhe,
so n d e rn eine durchaus einseitig betriebene p olis
tische Aktion von Nichtarbeitern ist«.
Winnefeld beobachtete weiterhin, daß allgemein
beim Bergmann nur das Verlangen nach
auskömmlichem Lohn und einer wirklich
ausreichenden Ernährung für sich und
seine Familie ist, und daß viele genau wissen, daß
eine Sozialisierung des Bergbaus mit den hiermit
verbundenen engen Preisgrenzen unweigerlich auch
eine enge Lohngrenze nach sich zieht. Im allge-
meinen — so lautet das Endurteil zusatnmenfassend
— kehren in der Bergarbeiterschaft Ruhe und Be-
sonnenheit wieder. Der Bergmann hat den ehr-
lichen Willen, auch auf dem Boden der jetzigen pri-
vatwirtschaftlichen Verhältnisse alle Kräfte anzu-
spannen, um die notwendige Erhöhung der Kohlen-
produktion zu erzielen, allerdings unter der Voraus-
se-hung, daß ihm und seiner Familie ein menschen-
würdiges Dasein ermöglicht wird

So sieht die Wahrheit aus, die wir zu unserem
Vorteil werden auswserten müssen, die Wahrheit in
der Praxis.

Die Entscheidung liegt nun aber nicht beim Berg-
mann allein, sondern bei den politischen Parteien.
Sie werden selbstverständlich nach ihrer Politik
entscheiden, soweit sie sozialistisch sind. Immerhin
wird das Ergebnis der praktischen Untersuchung,
wie sie Winnefeld angestellt hat, eine moralische
Kraft abgeben. Nun kommen aber noch die Gut-
achten der Ausschüsse, die hiefzu besonders einge-
setzt sind. Darüber ist folgendes zu sagen:

Man muß zwei Ausschüsse unterscheiden: die so-
genannte Sozialisierungskommission
und den sogenannten Siebenerausschuß
Die erste war von der früheren Regierung eingesetzt
und sah in ihren Reihen auch nicht einen einzigen
Vertreter des bergbaulichen Unternehmertums Die
Beschlüsse der Sozialisiewngskommission wurden
also am grünen Tische gefaßt und fielen dement-
sprechend auch aus. Nicht ein einziger Vorschlag
dieser Kommission kam zustande, der auch nur
einigermaßen von einer Wirtschaftsvernunft zeugte.

Anders arbeitete der Siebenerausschuß, den
Reichskohlenrat und Reichswirtschaftsrat gemeinsam
zum Spruch über die Sozialisierung des Vergbaus
eingesetzt hatten. Ganz scharf hebt sich bei dem
kürzlich erfolgten Spruch eine sechsköpfige Mehrheit
heraus, die mit großartiger Wahrheitsliebe und
wunderbarer, heute so selten gewordener Sachlich-
keit den Stab über das Urteil der Sozialisierungs-
kommission und somit über diese selbst bricht. Der
Ausschuß fordert u. a.: Arbeitsteilung
zwischen freier Führerschaft und aus-
übenderArbeit; d. h. also Ablehnung der
zentralistischen Bewirtschaftung des Kohlenbergbaus
Ferner: nicht eine Trennung des Kohlenerzeugers
vom Kohlenverbraucher, sondern Vereini-
gung durch Bildung natürlicher Jn-
teressengemeinschaften.

Dieses Gutachten klingt ganz anders als das der
Sozialisierungskommission. Der einzige, der im

,,Schlesiens Handwerk und Gewerbe«
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Unabhängiger. Selbst das mehrheitsozialistische
Mitglied des Ausschusses wandte sich gegen eine
bürokratische Zentralisation durch die Sozialisierung

Das Handwerk kann manches ans diesen Vor-
gängen lernen; vor allem dürfte in die Augen
springen, daß der Erfolg, dem sich selbst der Reichs-
tag kaum wird entziehen können, darin besteht, daß
es gelang, die Beurteilung der Frage von der Par-
teipolitik, wie sie die Sozialisierungstommission ver-
kärperte, fortzuziehen und in die Hände von wirk-
lichen Sachverständigen zu legen. Es nimmt des-
chlb nicht Wunder, daß der Siebenerausschuß es
«.leehnte, augenblickliche Stimmungen zu befrie-
Eigen, und daß eines seiner Mitglieder in seinem
Berichte erklärt, es fei ein Verbrechen am Volke-
nach politischen Beweggründen die große Wirt-
schaftsfrage der zukünftigen Kohlenversorgnng des
deutschen Volkes zu lösen. Die ganze Frage sei eine
solche des gesamten deutschen Volkes; die Grund-
fätze der Sozialisierunaskommission müßten notwen-
digerweise die Durchführung der großen wirtschafts-
politischen Aufbaupläne für die Zukunft unmöglich
machen.

Wenn also Fragen der Kommunalisierung nnd
Sozialisierung aus der Tagesordnung des deutschen
Wirtschaftslebens stehen, dann gehört es sich für das
deutsche Handwerk als Ganzes und in seinen ein-

zelneu Teilen:
1. Alle für Einen und Einer für Alle, gleichgültig,

welche Art des Unternehmertums angegriffen
wird;

.rücksichtsloser Versuch, die entscheidende Beur-
teilung der schwebenden Angelegenheit von den
Parteipolitikern zu den Sachverständigen hin-
überzuziehen;

.Ausnütznng der durch das Sachverständigen-
urteil bloßgelegten Schwächen gegnerischer
Pläne. «
Dann besteht Hoffnung auf Durchführung einer

vernünftigen Wirtschaftspolitik auch für Handwerk
nnd Gewerbe.

chandwerlterl
sättigt-paßt bei Berürlirrungenl
Aus übel angebrachter Sparsamkeit geben

manche Handwerker die Werte der Vorräte viel zu
niedrig an und rechnen damit, daß im Falle eines
Brandes ja doch nicht alles zu Grunde gehe. Unter
solchen Verhältnissen kann es aber vorkommen, daß
der Versicherte im Schadensfalle überhaupt nichts
oder nur sehr wenig aus freier Entschließung der
Gesellschaft erhält, z. B. die Vorräte haben einen
Wert von 30 000 Mk. und sind für 20 000 Mk.
versichert. Werden durch einen Brand für 10 000

Mark Vorräte vernichtet, so rechnet die Versiche-
rungsgesellschaft: Versichert waren die Vorräte mit
20 000 Mk» nach dem Brande waren noch vorhan-
den 20 000 Mk» bleibt somit zur Entschädigung
0 Mk. Dem Geschädigten wird dann zu seiner
Überraschung erklärt, daß er mit 10000 Mk. sich
selbst versichert habe, diese bei der Schidensberech-
nung somit nicht in Betracht kamen. Für die Ver-
sicherung sei lediglich maßgebend für diesen Fall, daß
der Wert der versicherten Vorräte mit 20 000 Mk.
noch ungeschmälert vorhanden sei. Da diese Werte
der Vorräte einer steten Veränderung unterworfen
sind, ist es zweckmäßig, sich höher zu versicheru, als
der vermutliche höchste Betrag sich beläuftr im vor-
stehenden Falle .z.B. mit 35 000 Mk.. «·VH.

C
O

Die Rammunalisterung
von Wirtschaftsbetrieben

Die Sozialisierungskommission hat, wie eine
Korrespondenz meldet, den im Reichsininisterium
des Innern ausgearbeiteten Entwurf eines Gesetzes
über die Kommunalisierung von Wirtschaftsbe-
trieben, der im Sommer veröffentlicht wurde, be-
raten. Sie ist dabei zu dem Ergebnis gekommen,
daß der Entwurf des Reichsministeriums die Kotw

Siebeneranssschnß gegen die Mehrheit stand. war einßmimoiifiernm nicht in dem aebotenen Masse ermiigs
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liche, und hat in Anlehnung an den Entwurf einen
Gegenentwurf ausgearbeitet. Die Begründung der
einzelnen Abänderungsvorschläge der Kommission ist
in Form von Anmerkungen zu dem Gesetzentwurf
wiedergegeben Die wesentlichen Unterschiede
zwischen dem Entwurf der Reichsregierung und dem
Gegenentwurf der Sozialisierungskommission sind
folgende:

1. Nach dem Regierungsentwurs dürfen die Ge-
meinden grundsätzlich nicht ohne die Genehmigung
der ?lieichsregiernng kommunalisieren. Eine Aus-
nahme bilden nur diejenigen Wirtschaftszweige, in
denen sich- der Gemeinbetrieb schon bor dem Krieg
unbestritten bewährt hat. (Straßenbahn, Wasser-
nud Gasversorgung, Bestattungswesen, Anschlag-
wesen und Ähnliches) Der Gegenentwurf stellt das
Recht der Gemeinden zur selbständigen Kommunali-
sierung in den Vordergrund; die Freiliste ist wesent-
lich erweitert, insbesondere sollen die Gemeinden
ohne Genehmigung die Erzeugung, Beschaffung,
Lagernng, Verarbeitnng und den Vertrieb von Nah-
rungs- nnd Genußmitteln, sowie die Beschaffung,
Lagernng und den Vertrieb Von Brennstossen kom-
munalisieren dürfen.

2. Nach dem Regierungsentwurf ist die Reichs-l
regierung allein für die Genehmigung zuständig
und darf jede Kommunalisierung genehmigen. Nach
dem Gegenentwurf kann die Reichsregierung ledig-
lich die Freilisten generell erweitern. Für Einzel-
genehmigungen über die Freiliste hinaus sind die
Landesregierungen zuständig. Von der Kommunalis
siernng ausgeschlossen sind unter allen Umständen
Herstellung und Vertrieb von Drucksachen, Theater
und Ähnliches.

3. Nach dem Regierungsentwurf sollen die Ver-
waltungsgerichte auch über die Zulässigkeit der ge-
meindlichen Kommunalisierungsbeschlüsse urteilen.

Nach dem Gesetzentwurf haben die Verwaltungs-
gericht lediglich die Frage der Gesetzmäßigkeit, des
ordnungsmäßigen Zustandekommens und der ein-
wandfreien Form der Gemeindebeschlüsse zu prüfen.

Zwangoanleihe
In der Aussprache im Steuerausschuß des

Reichstags über die beschleunigte Einziehung des
,,Reichsnotopsers« erklärte Reichsbankpräsident von
Habenstein eine Zwangsanleihe als notwendigen
,,Hemmschuh, um der Papiergeldflut Einhalt zu
tun”.

Gegen dreiftblieferungdersslirlrhliuhe
Der Landesbürgerrat Schlesien hat

an den Herrn Reichskanzler folgenden P r ote st ge-
richtet:

Die aus dem Friedensvertrag von Versailles
abgeleitete Forderung des Wiederherstellungs-
ausschnsses in Paris aus Ablieferung von mehr
als 810000 Milchkühen seitens Deutschland ge-
hört zu den Maßnahmen, die auf Z e r-
störung der deutschen Volkswirt-
s ch aft gerichtet sind. Jnfolge der jahrelangen
Unterernährung während des Krieges ist der
Gesundheitsznstand des deutschen Volkes, be-
sonders der Mütter und Kinder, aufs schwerste
geschädigt, Erkrankungen an Skrophulose, Ra-
chitis, Blutarmut und Tuberkulose gerade bei
kleinen Kindern haben in e r seh r e cf e n d e m
Maße zugenommen Bei dem gegenwärtigen
Bestand an Kühen und Rindern, der hinter dem
Friedensstand um 1% Millionen zurückbleibt,
würde schon die Ablieferung von 100 000 Kühen
unsere Milchversorgung um noch 1/8 vermin-
dern, was den Tod für Tausende von
K i n d e rn bedeuten würde. Die geforderte
Auslieferung von mehr als 810 000 Milchkühen
muß daher gänzlich außerhalb des Bereichs von
Erwägungen bleiben, die nicht aus die Ver-
nichtung von Zehntausenden von Kin-
dern und stillenden Müttern hin-
zielen Der Landesbürgerrat Schlesien erwartet
von der deutschen Reichsregierung, daß sie dem 

Vernichtungswillen unserer Gegner entschie-
denen und zähen Widerstand entgegensetzt und
nicht nur die geforderte Ablieferung, sondern
auch jede Verminderung unseres
Rindviehbestandes verweigert.

Genossenschaften sorgt für Betriebs-
kapital!

Es ist wiederholt an dieser Stelle darauf hinge-
wiesen worden, daß die Genossenschaften, um den in
der nächsten Zukunft ihrer wartenden Aufgaben
gerecht zu werden, für ein größeres Betriebskapital
sorgen müssen. Entweder sind die Genossenschafts-
mitglieder zu veranlassen, mehrere Geschäftsanteile
zu zeichnen, oder aber die Geschäftsanteile sind zu
erhöhen. Geschäftsanteile zu 300 W mit gleicher
Haftsumme sind bei der jetzigen Geldentwertung
keineswegs zeitgetnäß Besonders ist den Jnnungen,
die Genossenschaften gründen wollen, dringend zu
empfehlen, von vornherein ihre Geschäftsanteile und
Haftsnmmen höher zu bemessen. Daß in den Jn-
nungskreisen teilweise Verständnis hierfür obwaltet,
zeigte sich z. B. bei der Gründung der neuen Ein-
kaufs- und Lieferunasgenossenschaften der Bäcker
von Königstein und li'ngebung e.G.m.b.H., mit
dem Sitz in Cronberg i. Tau-uns. Laut Statut sind
die Geschäftsanteile dieser neuen Genossenschaft auf
2000 c4?! bei einer Haftsumme von 3000 all festgesetzt
worden« Diese neue Genossenschaft wird hiermit
ausdrücklich hervorgehoben, um den bestehenden Ge-
nossenschaften und den gründenden Jnnungen einen
Ansporn zur Nacheiserung zu geben.

Bau den Handwerker-
Korporationen

Glinstige Material-Angebote für das Handwerk
Trotz der inzwischen eingetretenen Preiszsteigerungen sind

wir in der Lage noch zu den früheren Preisen, freibleibend,

ab Lager, soweit Vorrat reicht, anzubieten: «

Tapeziererschnürfaden, Cordel 2fach ....... 22‚«— p. Silo
dito Cordel 3fach ............... 21,50 - -

dito Mittelfaden 2 dr. 4 ......... 36,—— · ‑

bito - 3 - 274 ....... 33,— . -
dito Garnierfaden2 - 31/, rohgrau 40,——- ‑

bito I 2 I Z I 44,50 I I

bito - 2 ‑ 6 rot ...... 47,50 - -

Tressierzwirn, 3fach Nr. 30 4° Rollen ä 20 m 28,—- - Barton
48 - ä 50 m 69,-— « -

Hanf-Schuhgarn, 50 gen-Knäuel Nr. 8 . .. . , 45,-- - Rilo

« Nr.5.... 41,50- -

Nr. 4 . . . . 40,50 - I

la.Best-Superior, 500gr.-Pack, 20 Rn.ä25gr. 142,—- - -

Nouleauschnur, buntfarbig 100m Packung. 0,55 - Meter

Zeltschnur, schwarz 2m lang... ...... ... 0,45 «- Stück
Sielengeschirre, komplett ................ 675,-— - Paar

Brustblätter, für schwere Pferde ......... 95,——- - Stück

- leichte - ......... 75,-- - -

3meifpänner=Rten{einen ................ 110,-—— ‑ Paar
Kopshalftern oder Zäume .............. 120,-- - -
Schlauchgurthalftern, mit Lederstößel ..... 35,-— - Stück
Waffenröcke, gebraucht und instandgesetzt.. 37,—- - ‑

(nur an Selbstverbraucher gegen eidess
stattliche Versicherung abzugeben)

Kopfschützer, dito

LeineniMonteursAnzüge (neu mattiert gelb-
- braun) ........................ ‚-— - -

Muster liegen in der Geschäftsstelle, Blumenstraße 8,1l.

werktagg von 8—3 Uhr, Sonnabends bis 2 Uhr aus. Ver-

packung ist mitzubringen oder wird besonders berechnet.
Breslau, den 24. November 1920.

Wirtschaftgstelle für das Mittelschlesische Handwerk G. m.b.Hs
A.Btettschneider. E. Haasr.

2,-.- ‑

Vollversammlung des InnungssAugschnsfes

Der Jnnungs-Ausschuß zu Breslau hielt am
26. November 1920 im Kasino, Neue Gasse, eine
stark besuchte Vollversammlung ab, an welcher fol-
gende Jnnungen vertreten waren: Bäcker, Bauge- 
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werks, Bildhauer, Böttcher, Buchbinder, Dachdecker,
Damenschneiderin, Fleischer, Frisör, Glaser, Gürtler,
Jnstallateure, Klempner, Korbmacher, Kupfer-
schmiede, Kürschner, Maler, Maurer, Perücken-
macher, Sattler, Schlosser, Schmiede, Schneider,
Schornsteinfeger, Schuhmacher, Steinfelsen Stell-
wxrchen Tapezierer, Töpfer, Tischler, Uhrmacher,
Zimmerey Stellenvermittler. Ferner war der Ar-
beitgeberverband des Baugewerbes durch Herrn
Stadtrat Beet und der Bürgerrat durch seinen Ge-
schäftsführer, Herrn Fritze, vertreten. Die
der Versammlung lag in den Händen des 230}”
den, Herrn Obermeisters Unterberger. W

Zunächst gab der Kassenführer, Obermeister
Ritter einen Bericht über den Stand der Kassen und
des Vermögens Der Kassenprüfer, Herr Tischler-
meister Mühlbach berichtet-e über die Revision und
beantragte Entlastung des Kassensührers, welche ein-
stimmig erteilt wird. Als Revisoren für 1921 wur-
den die Herren Mühlbach, Stritzke, Czok und Rudel
einstimmig gewählt. Der Haushaltsplan, welcher
keine Erhöhung der Beiträge vorsieht, dagegen einige
Verschiebungen in den einzelnen Ausgabeposten auf-
weist, wurde einstimmig angenommen. Der Vor-
sitzende dankte bei dieser Gelegenheit der Bäcker-
Jnnung für ihr großes Entgegenkommen dem
Jnnungs-Ausschuß gegenüber.

Sodann verbreitete sich der Vorsitzende, Ober-
meister Unterberger über die Organisation des
Jnnungs-Llusschusses nnd seine Aufgaben. Die kurze
Zeit, während welcher er die Geschäfte des Jnnungs-
ausschusses als Vorsitzender führe, hätte ausgereicht,
um zu beweisen, wie dringend notwendig eine straffe
Organisation des gesamten Handwerks notwendig
sei. Unbestreitbar seien eine ganze Reihe von Er-
folgen erzielt worden, aber in vielen Punkten ist
die Organisation leider noch nicht so weit fortge-
schritten, als es notwendig sei. Viele Handwerker
stehen mit einer unbegreiflichen Interessenlosigkeit
den Fragen gegenüber, die für sie Sein oder Nicht-
sein bedeutet. Eine mühselige Arbeit sei, diese In-
teressenlosigkeit zu bekämpfen Die großen Hand-
werkerversammlnngen und Diskussionsabende müß-
ten viel besser besucht werden. In den Jnnungen
müßte mehr aufklärende Arbeit geleistet werden.
Den Auswüchsen im Konkurrenzkampfe müsse man
mit rücksichtsloser Schärfe entgegentreten. Der Kon-
kurrenzneid müsse schwinden und seine gegenseitige
Fiihlungs- und Rücksichtsnahme eintreten. Anzu-
streben sei eine Arbeitsgemeinschaft der bürger-
lichen Parteien. Der Junungs-Ausschuß denke auch
an die Einrichtung von Kursen über Volkswirt-
schaft, Submissionswesen, Bildungswesen usw. wie
ja auch die bereits abgehaltenen Steuerkurse einen
guten Erfolg gezeigt hätten. Auch an ein Hand-
werkerfest denke man. Redner kommt auch auf die
Mittelstandspartei zu sprechen und sieht in ihrer
Gründung in der gegenwärtigen Zeit nur eine Zer-
svlitterung der Kräfte. Jetzt aber gelte es, alle
Kräfte zusammenzufassen Der Vorstand des Jn-
nungsausschusses aber könne ersprießlich-es nur dann
leisten, wenn er das Vertrauen des Handwerks be-
sitze. Einen Prüfstein hierfür würden die Vorstands-
wahlen im Anfang nächsten Jahres abgeben.

Herr Mühlbach verlangt ebenfalls straffe Or-
ganisation des Handwerks, allerdings unter anderer
Zusammensetzung der Innungen Er wendet sich
gegen den Reichsverbaud des deutschen Handwerks.
Auch greift er die Haltung der bürgerlichen Par-
teien an, welche zur Gründung der Mittelstands-
partei geführt habe. Die Herren Obermeister Streit
und Klahn treten Herrn Mühlbach entgegen. Einem
Antrage des Herrn Tapezierermeisters Mann ent-
sprechend, wird das politische Gebiet verlassen und
man wendet sich wieder wirtschaftlichen Fragen du.
Alle weiteren Debattseredner, - insbesondere die
Herren Brettfchneider, Menzel, Schubert, Machelsky«
geben dem Wunsche nach festerem Zusammenschluß
und Ausbau des Innungsausschnsses Ausdruck.

Syndikus Dr. Paeschke und Syndikus Baranek
gaben sodann einen Bericht über die Finanzierung
der neuen Handwerkerzeitmig ,,Schlesiens Handwerk
und Gewerbe«. Die Versannnlnng beschloß, die

 



4

Zeitung unter allen Umständen zu halten und in
eine weitgehende Propaganda für sie einzutreten.

Der Geschäftsführer des Bürgerrates, Herr
Fritze, hielt dann einen eingehenden, sehr inter-
essanten Vortrag über die Sozialisierung des Koh-
lenbergbaues. Seine Ausführungen gipfelten in fol-
gender einstimmig angenommenen Entschließung:

,,Nach den bisherigen Erfahrungen ist bei einer
Sozialisierung des Bergbaues nur mit einer Ver-
teu »ung aller Erzeugnisse zu rechnen. Die fortge-
fe Preiserhöhung für Kohle und ihre Neben-
pr te bedeutet aber den Ruin der Industrie, die
La) egung des Handwerks und eine unerträgliche
Belastung aller sonstigen Kohlenverbrauch-er mit
Einschluß der Haushaltungen Die Sozialisierung
des Bergbaues ist aber nur der erste Schritt zur
Vollsozialisierung und zur Beseitigung des Hand-
werker- und Gewerbestandes Daher fordert die
Versammlung, daß das Ziel der Weiterberatung
über die künftige Gestaltung der Kohlenwirtschaft
einzig und allein der Wiederaufbau unser-es Wirt-
schaftslebens sein muß, daß aber nicht aus poli-
tischen Gründen durch die Sozialisierung des Berg-
baues die geschilderten wirtschaftlichen Erschütte-
rungen heranfbeschworen werden«

Die Benzolverteilunggsielle für Metalle
verarbeitende Handwerksbetriebe

Düsseldorf, Itnmermannstr. 24,

hat ihre Tätigkeit am 1. November ds. Is. ein--
gestellt. Ihre Arbeiten sind bis auf weiteres von
der Benzolverteilungsftelle des Bundes der Be-
zugsvereiniguugen deutscher Gewerbszweige, Ber-
lin SW. 11, Hafenplatz 5, übernommen worden, so
daß nunmehr die dem Deutschen Handwerks- und
Gewerbekammertag freigegebenen Benzol- und Ben-
zinbestände, letztere mit Ausnahme des Uhrmacher-
und Handschuhmacherbenzins, von einer Stelle ver-
teilt werben. RH.

Fugltelluugswesrn

Ansstellungen von Lehrlingsarbeiten

Der Krieg hatte die früher vielfach geübte Ans-
stellung. von Lehrlingsarbeiten unterbrochen. Um
diese für die Allgemeinheit segensreiche und für das
Handwerk fördernde Betätigkeit des künstlerischen
Willens wieder in den Vordergrund zu rücken, hat
sich die Handwerkskammer Breslau veranlaßt ge-
sehen, den Innungsausschüfsen des Kammerbezirks
entsprechende Anregungen zu geben. Leider ist fest-
zustellen, daß die Kosten für diese Ausftellungen un-
verhältnismäßig hoch sind. Es verlohnt sich aber
vielleicht doch, daß überall, wo Ansstellungen für
Lehrlingsarbeiten wünschenswert erscheinen, genaue
Kostenvoranschläge aufgestellt und der Handwerks-
kammer zugestellt werden, damit diese dann ent-
scheiden kann, welche Mittel sie zuzusteuern in der
Lage ist. Am besten werden solch-e Voranschläge

° noch vor Weihnachten eingereicht, damit im Ia-
nuar 1921 die Entscheidung der Kammer fallen und
an den Osterquartalen die jeweilig-e Ausstellung
stattfinden kann. Es sei auch besonders darauf hin-
gewiesen, welchen hohen Nutzen ein solches Aus-
stellungswesen für die Bserufsberatung in sich trägt.
Tatsächlich interessiert sich deshalb auch das Pro-
vinzialberufsamt Schlesien für diese Frage; es ist
bereit, die erforderlichen Anregungen zum Besuche
der Ausstellungen an die Leiter der Schulen zu ver-
anlassen.
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Lessing ör- Pohl, Breslau
Tasche-Etrusc 29/31

Spezialhaus für Meil- und Zeichenute'nsilien
für Wer statt, Atelier und Privatbedari
Relßbretter- u. Schienen, Zelchenpapier, Pauspapler,
Llchtpauspapler etc. Alle Farben und Pinsel für jeden
Zweig der Malerei und für Bürobedarf. Zeugen-ils billigste Preise. 

»Schlesiens Handwerk und Gewerbe«

Leljrlingswesen
IKIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII IsssssssssssIsssssssssssss

 

Die Lehrlingsentfchädigung

Von Fritz Köhler, Malermeister, Breslau.

Vor einiger Zeit tagte in Hamburg, dem
Leitungssitz des Gehilfenverbandes für liUialer, der
sogenannte Vserbandsbeirat, eine Art Generalver-
sammlung der Filialenleiter. Unter anderem wurde
dort betont, daß in der Lehrlingssrage sich bei den
Meistern eine Rückständigkeit zeige, die sich schon jetzt
sehr zum Schaden des Gesamtgewerbes bemerkbar
mache, und in Sonderheit wurde auf ungenügende
Entschädigung hingewiesen.

Soll von einer Rückständigkeit der Meister die
Rede sein, so wäre es nur wünschenswert, wenn sie
in gewissem Sinne sich nicht nur erhalten, sondern
im Gegenteil verbreitern würde. Einstmals bestand
unter den Meistern ein Wetteifer darin, die besten
Lehrlinge ausgebildet zu haben. Die Lehrlinge aber
geizten um den Vorzug, bei einem solchen Meister
lernen zu dürfen.

»Wer frägt heut noch danach?« Wias früher die
Regel, ist heut zur Ausnahme geworden. Hier wäre
mehr Rückstänsdigkeit ein Fortschritt Gleichgültigkeit
mehr oder weniger auf beiden tSeiten hat Platz ge-
griffen. Die beiderseitigen Interessen sind erlahmt;
teils unter dem harten Druck der wirtschaftlichen
Verhältnissez teils aus Mangel an Gelegenheit zur
Lehrtätigkeit infolge Fehlens geeigneter Aufträge
So ist nach und nach der Jdealismus, welcher im
Lehrverhältnis auf beiden Seiten walten muß, ge-
schwunden und wird immer mehr schwinden, sofern
diesem der Boden noch mehr abgegraben wird; was
zum größten Teil durch zu hohe Lehrlings-
entschädigungen unzweifelhaft geschieht

Es soll damit nicht ausgeschlossen sein, daß man
der gänzlich veränderten Zeit und der Umwertung
des Geldes Rechnung trägt. Von grundsätzlicher Be-
deutung hierbei ist aber, daß die Entschädigung des

s Lehrlings nie der vollständige Ausgleich für Kost-
eventl. auch Logis, sein kann und foll, denn auch in

s der Zeit vor dem für uns unglücklich verlaufenen
Kriege war das nicht der Fall, undes wurde auch
nie behauptet, daß es hierfür ausreicht-nd sein foll.

Vermeinen nun die Gehilfenverbände, den Lehr-
lingen durch Beschaffung hoher Eutschädigungen
Gutes zu erweisen oder das Gewerbe zu heben, so
beweisen sie damit, daß sie nur an der Oberfläche
geschürft haben, nicht aber in die Tiefe gedrungen
sind. Es ist eben nicht möglich, daß man mit Geld
jeden Schaden heilen und jeden Übelstand beseitigen
kann. Erklärlich ist die Wahl dieses Mittels dadurch,
daß es für die Gehilfenverbände den Vorzug der
Woshlfeilheit hat, denn die etwa höher erwirkte Ent-
schädigung kostet ihnen keinen Pfennig. Wohl ist es
möglich, durch höhere Entschädiigungen einem Ge-
werbe einen größeren Zustrom zuzuführen. Doch ist
hiermit ein Gewerbe noch nicht gehoben; einzig und
allein durch die Tatsache, die Lehrlinge zum größt-
möglichen Können heranzubilden, kann das erreicht
werden, Nicht Quantitätsarbeit, sondern Qualitäts-
aribeit vermag ein Gewerbe zu heben. Hierzu ist aber
nicht Materialismus sondern Idealismus notwendig

Unzweifelhaft werden durch- zu hohe Ent-
schädigungen bei den Meistern sowohl als auch bei
den Lehrlingen gänzlich auseinandergehende, dem
guten Lehrerfolg entgegen arbeiten-de Bestrebungen-
unwillkiirlich ausgelöst. Der Meister stellte den
Lehrling da an, wo für ihn die größte Gelegenheit
bestand, etwas lernen zu können, ohne erst zu prüfen,
ob er ihm dort geldwerte Vorteile einbringt oder nicht;
oder er beschäftigte ihn wohl auch mit Ubungs-
arbeiten, von denen er, der Meist-er, gar keinen
pekuniären Nutzen hatte. Geschah dies auch nicht
immer aus edleren Motiven, so geschah es doch in
Ansehung der geringen Kosten. Ie nach der Höhe
der Entschädigung aber wird dieses Verhalten des
Meisters unwillkürlich eine Einschränkung erfahren;
denn der Lehrling iwird ihm mit der Zeit immer
weniger als solcher, dagegen mehr als Lohnempfänger 
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erfcheinen, und bei der großen Mehrzahl könnte das
Bestreben sich gelten-d machen, die für den Lehrling
aufgewendeten Beträge wieder herauszuwirtschaften,
wodurch die bessere Ausbildung des Lehrlings« natür-
lich Schaden leiden muß.

Der Lehrling aber muß sich stets des Unwerts
seiner Leistungen bewußt sein, und will er das
Höchstmöglichste seines Könnens erreichen, so darf
er sich selbst niezur Genüge getan haben. Nur das
Bewußtsein seiner Unvollkommenheit wird ihm zum
Ansporn werden, und die Erkenntnis der Notwen-
digkeit weiterer Schulung in ihm festigen. Der
Lehrling ist und darf nur ein Schüler fein. Im
anderen Fall wird in ihm die Begehrlichkeit geweckt.
Er wird der Meinung werden, daß er für seine
Leistung bezahlt wird oder werden müsse. Das aber
ist seinerseits der große Hemmschuh für seine Aus-
bildung und die Klippe, an der sein Streben und
Werden scheitern muß.

Aus dem Vorhergesagten geht klar hervor, daß
eine Lehrlingsentschädigung kein Entgelt für Tätig-
keit, sondern nur ein Zuschuß zum täglichen Bedarf
sein foll, wenn sie nicht zu einem Dauaergeschenk für
die Lehrlinge werden und verheerend und vertrieb-
tend für ein Gewerbe wirken soll.

Sollte nun in den Gehilfenverbänden die Mei-
nungt bestehen, die hier geschilderten schädlichen
Folgeerscheinungen durch eiine Prüfungsordnung,
vielleicht in Form bestimmter Forderungen an den
Fertigkeitsgrad des Prüflings vermeiden zu können,
so sei hierzu gesagt, daß das gänzlich unmöglich ist.
Derartige Forderungen und Vorschriften werden
immer nur ein Mindestkönnen des freizusprechen-
den Lehrlings zur Basis haben. Einer solchen
Pflicht aber wird jeder Meister genügen, denn dieses
Mindestkönnen wird sich jeder Lehrling angeeignet
haben. Ist er aber nicht darüber hinaus gewachsen,
so ist damit die Verflachung eines Gewerbes be-
siegelt und dem vorzubeugen ist die Pflicht all-er Be-
teiligten.

Es soll nicht gesagt sein, daß, wer am wenigsten
oder garnichts zahlt, die hohen Ziele der Lehrlings-
ausbildung am ehesten erreicht; aber es soll gesagt
sein: ,,In dem Grade wie eine Lehrlingsentschädi-
gung wächst, sind die edlen Ziele und Ideale der
Lehrlingsausbildung gefährdet«.

Rechte-fragen

. Die Grenze des Achtstundentages

Eine Reichsgerichtsentscheidung.
Eine Reichsgerichtsentscheidung hat festgestellt,

daß sich ein Arbeitnehmer keiner strafbaren Hand-
lung schuldig macht, wenn er freiwillig den Acht-—-
stundentag überschreitet. Es lag folgender Vorfall
zu Grunde:

Zwei Bierfahrer hatten bei ihren eintägigen
Fahrten aufs Land fast regelmäßig länger als acht
Stunden gearbeitet und sollen dadurch gegen die
Anordnung des Reichsamtes für die wirtschaftliche
Demobilmachung über die Regelung der Arbeits-
zeit gewerblicher Arbeiter verstoßen haben.

Die Überschreitung der Arbeitszeit hat ·an dem,
Willen der Angeklagten beruht, ohne daß nach der
— freilich angefochtenen — Annahme des Land-
gerichts eine Ausnahme, welch-e die AO. zuläßt, ge-
geben war. Insoweit würde also ein Verstoß gegen
die von der AO. gewollte Beschränkung der regel-
mäßigen Arbeitszeit vorliegen. Es fragt sich jedoch,
ob die Anseklagten — wovon das Laudgericht still-
schweigend ausgeht —, für einen derartigen Ver-
stoß überhaupt strafbar verantwortlich gemacht wer-
den können, mit anderen Worten, ob die Nr. X
mit ihren Strafandrohungen nicht allein auf den
Arbeitgeber, sondern ebensowohl auf den Arbeit-
nehmer, der sich. an den sogenannten Acht-stunden-
tag nicht hält, anwendbar ist. Das ist aber nach
der Entscheidung des Reichsgerichts (2. D. 500/1920
L.X 800) zu verneinen

Zunächst bietet der Wortlaut der AO. für eine
i0. weite Auslegung ihrer Strafbestimmungen keine
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Handhabe Allerdings sagt ihre Nr. II in Satz I
schlechthin: »Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit
tiltssiljiließlich der Pausen darf die Dauer von acht
Stunden nicht iilusrfthreiten,« ohne kenntlich zu
nun-lieu, wer eine solche liberschreitung begehen
triihrde, ob nur der Betriebsinhaber, der den Ar-
beiter länger beschäftigt oder auch letzterer, wenn er
lich länger beschäftigen läßt oder von sich aus länger
im Betrieb tätig ist. Aber schon die Erwähnung
der PkHufendeutet auf den Arbeitgeber als Verant-
wortlichen hin, denn er ist es, der nach Nr. VII]
weginn und Ende der Arbeitszeit und Pausen, wenn
auch im {Einvernehmen mit der Arbeiterschaft fest-
gelegt und durch Aushang veröffentlicht, also die
nötigen Besprechungen vorzunehmen hat, um die
Grenzen der Nr. II Satz I einzuhalten, so nament-
lich wenn gemäß Satz lsl Verkürzungen an Voraben-
Den der Sonn- und Festtage unter Verteilung der
Ausfallftunden auf die übrigen Werktage stattfinden
oder wenn gemäß Nr. VII anderweite Ausnahmen
von Achtstundentagen in besonderen Fällen geneh-
migt werden. Die Nr. VII bezeichnet überdies eine
derartige ,,abweichende RegelungM mehrfach aus-
drücklich als ,,Ausnahmen von den Beschäftigungs-
beschränkungeu gewerblicher Arbeiter« —- einmal
auch als ,,:lusnahmeu von den Arbeiterschutzbestim-
mutigen«, toorin zu Tage tritt, daß die ganze AO.
nur die »Beschäftigung« des Arbeiters, d. h. sein-e
Herauziehung zur Arbeit durch den Arbeitgeber
zeitlich regeln will, und zwar im Sinne seines
Schutzes gegen übermäßige Ausdehnung der Arbeits-
dauer. Ganz mizweideutig gelangt dies zum Aus-
druck in den Nr. 1V und V, wo für gewisse Betriebe
unter genau bestimmten Voraussetzungen Über-
schreitungen der ordnungsmäßigen Arbeitszeit, ins-
besondere auch bei Arbeiterinnen und jugendlichen

Arbeitern (Nr. V) gestattet werden, um einen för-
derlich-en Schichtwechsel zu ermöglichen. Wenn die
AO. die von ihr ltselbst geschaffenen Ausnahmen
durchgehend im Sinne tunlichster Schonung der da-
von berührten Arbeiter behandelt, so ist nicht er-
findlich, wieso sie bei Aufstellung der Regel in Nr II
Satz I einen abweichenden gegen die wirtschaftliche
Freiheit des Arbeitnehmers gerichteten Standpunkt
eingenommen haben könnten. Wenn also auch in
ihrer Nr. X wiederum ganz allgemein mit Strafe
bedroht wird: »wer den vorstehenden Bestimmungen
oder auf Grund derselben erlassenen Anordnungen
zuwiderhandelt«, so kann doch einem Verbote immer
nur zuirsiderhandeln, wer von ihn- betrofs11 wird,
und alles, was in den vorhergehenden 9c111nmer11 II
bis VII an Verboten und Geboten enthalten ist,
läßt zwar deutlich die Beziehung auf den Arbeit-
geber, nirgends aber bei einwandfreier Auslegung
die Einbeziehung des Arbeitnehmers hervortreten
Damit begrenzt sich die Tragweite der Strafbeftin1-
nntngen. .

Es entspricht dies aber auch durchaus den
Zwecken und der Entstehungs-:zeschichte der AO. vom
23. November 1918. Ihr Hauptziel ist die Ver-
wirklichung einer alten Arbeiterforderung, die
grundsätzliche Durchführung des Achtstundentages
in den gewerblichen Betrieben, also eine weittragende
Neuerung, die sie indes in Anlehnung an die GO.
auf schon vorhandenen Ansätzen, freilich unter Hin-
ausgehen über die dortige Beschränkung auf beson-
dere schutzbedürftige Arbeiter und ohne Zuhilfe-
nahme anderweitger Verordnungsrechte, doch

immerhin im Wege der Fortentwicklung aufbaut.
Sie legt als allgemeine Regel den Achtstundentag
fest und zwar dauernd, nicht etwa für die Zeit der
Demobilmachnng Das Wesentliche ist der Schutz
des gewerblichen Arbeiters gegen ein Arbeiten über
8 Stunden hinaus. Dieser Schutz wird im allge-
meinen durch einen entsprechenden Drnck auf den
Arbeitgeber, mit dem sich schon die GO. begniigte,
einige besonders liegende Ausnahmen, wie §§ 146 a,
150a fallen nichts ins Gewicht, mit hinlänglicher
Sicherheit erreicht. Ihn durch ebemnäßigen Druck
aus den Arbeitnehmer 511 verstärken, bieten die
wenigen «ji:lle, in denen dieser von sich aus und
ohne 9‘»iffen und Willen der Betriebsleitung Über-
arbeit leisten konnte, keinen zwingenden Anlaß. Ein  

solcher Druck würde auch andererseits mit der
schlechthin arbeiterfreundlichen, nur auf Schutz
der arbeitenden Klasse gegen den Unternehmer aus-
gehende Grundrichtung dieser Gesetzgebung nicht
gut vereinbar fein und durch (Erregung von Miß-
stimmung die Durchführung der Anordnungen eher
hemmen als fördern. Jedenfalls enthielte er gegen-
über der bisherigen Gesetzgebung wie bereits er-
wähnt, eine Neuerung- und noch dazu eine solche
von auffallender Schrosfheit nach der Richtung des
Arbeitnehmers hin, eine Einschränkung seines Rech-
tes zur freien Verfügung über seine Arbeitskraft,
wie sie gerade von einer Verordnung dieses Zweckes,
Inhalts und Entftehungsgrundes am wenigsten zu
erwarten wäre. Sollt-e das wirklich gewollt gewesen
sein, dann hätte man es klar und mißverständnis-
frei zum Ausdruck bringen müssen. Das ist aber
in der AO. vom 23. November 1918 nach dem Dar-
gelegten keinesfalls geschehen, und deshalb muß
diese dahin verstanden werden, daß sie es auch gar-
nicht beabsichtigt hat, und daß die Unbestimmtheit
ihrer Ausdrucksweifse in lden Nr. II und X auf
anderen Ursachen beruht.

Hiernach konnten sich die Angeklagten als Ar-
beitnehmer durch eine Überschreitung der achtstün-
digen Arbeitszeit nicht strafbar machen. Sie waren,
ohne daß es eines Eingehens auf die sonstigen
Rügen der Revisionsbegrüudung bedurfte, unter
Aufhebung des angefochtenen Urteils freizusprechen

 

.Friftlose Entlassung gewerblicher Arbeiter

lNachdruek verboten-)
Die Auflösung des Arbeitsvertrages mit dem-ge-

werblichen Arbeiter kann gemäß § 124a der Gewerbe-
o dnung aus einem wichtigen Grunde erfolgen,
wenn das Arbeitsverhältnis mindestens für die Dauer
von 4 Wochen oder wenn eine Kündigungsfrist von
mehr als 14 Tagen vereinbart ist. In bezüglichen
Streitfällen wird es sich immer darum handeln, ob die
vom Arbeitgeber vorgebrachten Gründe wichtig genug
find, um die soffortige Entlassung zu rechtfertigen

Aber die „wichtigen Gründe« kommen eben nur in
Betracht, wenn eine Kündigungsfrist von mehr als
14 Tagen vereinbart und der Arbeitsvertrag auf
mindestens 4 Wochen abgeschlossen ist. In allen
andern Fällen kann die sofortige Entlassung nicht aus
irgend welchen wichtigen Gründen, sondern nur aus
den im § 123 der Gewerbeordnung ausdrücklich auf-
geführten Gründen erfolgen. Weitere Gründe
komm-en nur dann in Betracht, wenn sie im Arbeits-
vertrage vereinbart sind; bei größeren Betrieben, b. h.
solchen, die in der Regel mehr als 20 Arbeiter be-
schäftigen, sind diese besonderen Gründe aber nur
dann maßgeblich, wenn sie in die Arbeitsordnung anf-
genommen sind. Es ist ink diesen. größeren Betrieben
unzulässig, die besonderen Gründe in die mit den ein-
zelnen Arbeitgebern abgeschlossenen Verträge aufzu-
nehmen.

Nach § 123 können Gesellen und Gehilfen aus
folgenden Gründen entlassen werden:

1. wenn sie bei Abschluß des Arbeitsvertrags den
Arbeitgeber durcquBorzeigung falscher oder verfälschter
Arbeitsbücher oder Zeugnisse hintergangen oder ihn
iibsr das Bestehen eines audereu, sie gleichzeitig ver-
pflichtenden Arbeitsverhältnisses in einen Irrtum
versetzt haben;

2. wenn sie eines Diebstahls, einer Entwendung,
einer Unterschlagung, eines Betruges oder ein-es
liederlichen Lebenswandels sich schuldig machen;

3. wenn sie die Arbeit unbefugt verlassen haben
oder sich beharrlich weigern, den nach dem Arbeits-
vertrag ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzu-
kommen; «

4. wenn sie, der Verwarnung ungeachtet, mit Feuer
und Licht unvorsichtig umgehen;

5. wenn sie sich Tätlichkeiten oder grobe Beleidi-
gungen gegen den Arbeitgeber oder seine Vertreter«
oder gegen die Familienangehörigen des Arbeitgebers
oder seiner Vertreter zu Schulden kommen lassen;  

6. wenn sie einer vorsätzlichen und rechtswidrigen
Sachcbeschädigung zum Nachteile des Arbeitgebers oder
eitles Mitarbeiters sich schuldig machen,

7. wenn sie Familienangehörige des Arbeitgebers
oder seiner Vertreter oder Mitarbeiter zu Handlungen
verleiten oder zu verleiten suchen, oder mit Familien-
angehörigen des- Arbeitgebers oder feiner Vertreter
Handlungen begehen, welche wider die Gesetze oder die
gutenSitten verstoßen;

8. wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig
oder mit einer abschreckeuden Krankheit behaftet sind.

Diese Lifte der Gründe ist, soweit § 123 der Ge-
werbeordnung nach der obenstehenden Darlegung zur
Anwendung kommt, erschöpfend Es können nicht noch
andere Gründe geltend gemacht werden. Allerdings
kann der Arbeitgeber den Arbeitsvertrag wegen
Irrtums oder arglistiger Täuschung anfechten oder,
gemäß § 225 BGV., vom Verträge zurücktreten, wenn
die Arbeitsleistung infolge eines vom Arbeiter zu ver-
tretenden Umstandes unmöglich wir-d. Die sofortige
Entlassung gemäß § 123 Ziff. 1 bis 7 ist jedoch, wie
Rechtsanwalt Dr. Georg Baum, Berlin, in der Karten-
auskunftei bes?“lrbeitsrechts Heft 15, hervorhebt, nicht
mehr zulässig, wenn die zugrunde liegenden Tatsachen
dem Arbeitgeber länger als eine Woche bekannt
waren. »Die in Ziffer 8 ausgeführten Entlassungs-
gründe können dagegen noch geltend gemacht werden,
wenn sie dem Arbeitgeber länger als eine Woche be-
kannt sind. Hierbei wird es dem Arbeitgeber er-
möglicht, einen erkrankten Arbeiter zunächst noch zu
behalten, bis sich herausstellt, ob die Krankheit eine
länger dauernde oder wirklich abschreckende ist. Die
Krankheit kann aber in diesem Falle nur dann als
Entlassungsgrund verwertet werden, wenn sie zur Zeit
der Entlassung noch bestanden hat.” Fr.ch.

Keine Verbindlichteitserkltirung von Schieds-
sprücheti, die Vorsch-.iige an die Parteien
für einen Tarifvertrag enthalten bezw.

Kollektivslreitigkeiten regeln

Jn Übereinstinnnung mit den im N.f.d.d.A·
bereits mehrfach bekannt gegebenen Standpunkt, daß
eine Verbindlichkeitsertlärung derartiger Schieds-
sprüche rechtsunwirifam sei, hat das Gewerbegsericht
zu Minister sich ebenfalls dahin ausgesprochen, daß
‚Wagen, die aufGrund derartiger für verbindlich er-
tlärter Schiedsspriiche erhoben werden, der Rechts-
boden mange' e. Wir laffen die Entscheidungsgründe
folgen:

»Das Gericht steht auf dem Standpunkt, daß die
Verbindkichkeitserklärung des Demobilmachungs-Kom-
mrfsars ungültig ift und zwar aus folgenden Gründen:

Der Kttäfer stützt die Rechtsgültigkeit der Ver-
bindlichkeitserklärung anf§ 28 der Verordnung vom
l2. Februar 1920, der beiStreitigkeiten über Löhne,
Gehäter oder sonstige Arbeitsbedingungen dem De-
mobilmachungskommifssar die Befugnisse aus den
§§ 24—-27 der Verordnung gibt. Die Rechtsgültig-
keit der bedeutsamen Bestimmung des § 28 für das
Tarifwesen ist in der 1uristifchen Literatur aufcvdas
lebhafteste umstritlen (Conk.r. Aufsatz in der Jur.
Wochenschrift 1920 S. 364 nnd die dort zitterten
Autoren.)

Das Gericht hielt die Amvendbarkeit des § 28 auf
den vorliegenden cchiedsspruch nicht für gegeben. Der
§ 28 ist einfchränkend auszulegen; er findet auf
Kollekttivstreitigkeiten keine Anwendung Kollektiv-
ftreitigkeiten sind aber solche Streitigkeiten, bei denen
es sich um den Abschluß eines Dirisvertrages zwischen
Arbeiterschaft und- Unternehmertum handelt. Letzteres
ist in vorliegendem Falle gegeben. (Vgl. Wassermann
in Jur. Wochenschrift 1920 S. 36-4, Urteil des Land-
gerichts Stolp vom 21. Juli 1920 a. M. Erlaß des
Reichsarbeitsminifteriums vom 12 Juli 1920, Urteil
des Gewerbeglrichs Essen vom 27. Juli 1920.)

Nach-§ 105 der Reichsgetoerbeordnuug besteht der
Grundsatzd der Vertragsfreihe it auch für Tarif-
v-erträge. Daß dieser Grundsatz durch den § 28 nicht
außer Kraft gesetzt ist, geht aus dem Inhalt der Ver-
ordnung vom 12. Februar 1920 im Zusammenhang
mit den übrigen Verordnungen zur Genüge hervor.
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Die Verordnung über die wirtschaftliche Deiiio«bil-
machung vom 7. November 1918, die die rechtliche
Gruiidkage für den § 28 bietet, ermächtigt den
Reichskanzler, die Anordnungen zu erlassen, die er-
forderlich sind, um Störungen des wirtfclniftlichen
Lebens info·ge der wirtschaftlichen Deiiiobilmachiing
vorzubeugen oder abziihelfen Mit dieser Verord-
nung wäre es aber nicht in Einklang zu bringen, wenn
der Demobilmachungskoniiiiissar befugt sein sollte-
Arbeitnehmer oder Arbeitgeber oder einen von beiden
gegen ihren Willen an ein Vertragsverhältnis zu
binden, mit anderen Worten, ihnen einen ,,Zwangs-
tarif« aufzuerlegen Hierdurch würde die nach § 105
der RGO. geivährleistete Vertragsfreiheit zwischen
Arbeiterschaft und Unternehmertum in ungesetzlicher
und ungerechtfertigter Weise eingeschränkt, ohne daß
diese Einschränkung durch die Verordnung vom 7.No-
veniber 1918 genügend gerechtfertigt wäre. Außer-
dem hängt der vorliegende Lohnkainpf zwischen der
Schuhinachier-Jnniing und dem Verband christlicher
Lederarbeitier, wie aus dem uiiftreitigen Sachsverhalt
hervorgeht, nicht unmittelbar mit der wirtschaftlichen
Demobilniachung zusammen, sodaß er nicht mehr
unter den Rahmen der Dei-nobilmachung fällt. Das
letztere wäre höchstens der Fall geweseii,· wenn dcr
Abschluß des Tarifvertrages zwischen den beiden
Teilen für die Arbeitnehinerschaft eine wirtschaftlich
dringende Notwendigkeit gewesen und durch eine
ltariflose Zeit das wirtschaftliche Leben schwer er-
schüttert worden wäre. Dieses ist aber von dem

— Kläger in keiner Weise dargetan. Es handelt sich um
eine fast sprunghafte Steigerung der Lohnsätze im
Schuhmachergewerbe, die durch den Teinosbilmachungs-
konimisssar für verbindlich erklärt wurde, während
die Steigerung vom allgemeinen wirtschaftlichen
Standpunkte aus nicht nutzbringend wäre. Die
Steigerung und ihre innere Berechtigung ist auch
weder von dem Schlichtungsansschusz noch von dem
Demobilmachungslommissar näher dargetan.

Es kann nicht der Auffassung des Rieichsarbeitsis
ministers beigetreten werden, der die Zuständigkeit
der·Demobilmachungsbehörde für alle ans die Be-
ruhigung des Wirtschaftslebens abzielenden Maß-
nahmen als gegeben erachtet. Eine solche diktatorische
Gewalt des Demobilmachungskommissars, die sich im
einzelnen Fall auch gegen den Arbeitnehmer richten
-könntie, ist der Temobilmachungsbehärde mit dem
§ 28 nicht eingeräumt. Der vorliegende räumlich
begrenzte Lohnkampf war verhältnismäßig gering-
fügiger Natur und erfchütterte das wirtschaftliche
gehen nicht in gefährlich-er Weise. Eine vorüber-
gehende tariflose Zeit erscheint in den heutigen Zeit-
verhältnissen nicht besonders gefährlich. De Lohn-
kämpfe der geschilderteii Art werden zweckmäßig in
Zukunft von der Arbeiterschaft und dem Unter-
nehmertum selbst ausgetragen werden müssen.

Des ferneren ist auch darauf hinzuweisen, daß
die Geltung der von dem Kläger vertretenen Auf-
fassung bezüglich der Ver-bindlichkeitserkkärurg aller
Tarifverträge gegen den Willen eines der Vertrag-
schließenden nicht wünschenswert wäre; denn nur das
freie Spiel der wirtschaftlichen Kraft auf dem Gebiete
der Zwangswirtschaft wie auf dem Gebiete des
Lohn- und Tarifwesens vermag zu seinem Teil das
deutsche Wirtschaftsleben allmählich wieder zur Ge-
sundng zu bringen.

Jst somit die Verbindlichkeitserklärung des
Schiedsspruches unwirksam, so ist auch der Schieds-
spruch für den Beklagten nicht bindend.  

Dem Klageanspruch ist damit seine Stütze ent-
gegen. Die Klage war daher mit Kostensolge aus
§ 91 ZPQ abzuweisen.

Die Rechte des Pretspriisers

Bei einem Kaufmann Sz. in Königsberg i.Pr.
erschien eines Tages der Preisprüfer P. und ver-
langte die Vorlegung der Rechnungen und sonstige
Belege über die Einkaufspreise für seine Waren.
Die Herausgabe dieser Papiere wurde aber von Sz.
verweigert. Sein Verhalten brachte Sz. einen poli-
zeilichen Strafbefehl über hundert Mark ein. Gegen
diese Strafversiigung beantragte er gerichtliche Ent-
scheidung mit der Begründung, daß er die Papiere
nicht herausgegeben habe, weil er damals der An-
sicht gewesen, daß er dazu nur verpflichtet sei, wenn
eine Anzeige gegen ihn vorliege. Vom Schöffenge-
richt wurde Sz., wie die Königsberger Hartungsche
Zeitung berichtet, nun dahin belehrt, daß die Preis-
priifungsstelle das Recht habe, von jedem Kauf-
mann die Vorlegung solcher Papisere zu verlangen,
auch wenn keine Anzeige vorliege. Da es sich nun
herausstellte, daß Sz. bei der Gelegenheit den Preis-
priisern auch noch grob behandelt hatte, wurde die
im Strasbefehl festgesetzte Strafe auf 200 J5 erhöht.

Gegen solche weitgehende Befugnisse der Preis-
prüfer,. ohne Vorliegen einer Anzeige im Geschäfts-
betriebe herumzustöbern haben sich schon viele
Stimmen erhoben. Es wird ‚Seit, daß sich die Ver-
hältnisse wieder den normalen nähern und der-
artige Koiitrollmaßregelii, die auch dem reellen Ge-
schäftsniann Belästigungen unnötiger Art bringen
können, überflüssig werben. (T.f.N.)
IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII IIIIIIIIIIII

amtliche nacht-trittst
Merkblatt über Lohnabziige

Der Reichsverbaiiid des deutschen Handwerks hat ein
besonderes Merkibtatt über den Lohnabzugmach den Ve-
stimmungen des Reichseinkommensteuergeietzes heraus-
gegeben, weliches wir sunsern Handwerkern zur An-
ichai.fiing sehr empfehlen Das Stück kostet nur 0,35411,
wozu die Psortokosieii treten-. Wir ersuchen die Jnnungen,
klire Bestellungeni mbglichst gesammelt uns zugeben zu
lassen-.

Breslau, den 4.Navember 1920.
Die Handwerlstaminer.

ABrettschneider, Dr. Paeschke,
Vorsitzenden Syndidus.

Einziehiung von Forderungen tin Wege
des Gütererfahrens

Das bei der Handwerkskammier ein-gerichtete Güte-
verfabren ist entgegen dem gerichtlichen Verfahren nicht
nur erheblich billiger als dieses, sondern auch für die
Parteien in wirtschaftligcr ßeaie—hunäj wesentlich vorteil-
haftet. Ein durch eine inigun im iitsaverfabren fried-
l;ch beigelegter .Streit wird n Parteien u.·a. ein
weiteres, wirtschaftliches Zusammenarbeiten weit eher
gestatten, als ein durch gerichtliches Urteil entschiedener

Zahlreiche Fälle aus der Praxis zeigen uns le her,
daß daskGütetverfahren von unseren Handwerkerii haufig
zu spät in Anspruch genommen wird. Zur Aufklärung
sei daher gesagt, daß ein Eingreifen im Wege des Gute-
verfahrens,

1. ganz ausgeschlossen ist, wenn der Streit bereits bei
Gericht (diirch Zahlungsbefehl, Klage oder durch ein
anderes Rechtsmittel) anhängig ist;

2. nur in Ansnahmefällen erfolgen kann, wenn eine
der Parteien die strittig-e Angelegenheit bereits
einem Anwalt übergeben bat.
Wir empfehlen daher unseren Handwerker-n dringend,

ihre Forderungen, Fbald ein Schuldner — ganz gleich
ob mit oder ohne
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 eltendniachung eines Einwandes — ‚.m

Nr 36

im Zahluiigsverznge ist, unverzüglich der Handwerks-
tammer zur Einziehuiiig im Wege des Giitevierfalirens
eiiizureichen nnd stellen den Handioerlerkorvorationen an-
heim, ihre Mitglieder von Vorstehendeni besonders in
Kennmis zu leben. .

Die Verdingun stelle·der Handwerkskamnier zu Vreslau·
Brettchneideh Dr. gBaelchle,

Vorsitzenden Sondikius

lBiichersrhau

Allgemeiner Schlosser-Kalender für 1921. Ein unent-
behrliches Merk- und Nachschlasgebuch für Bau-, Kunst-
uiid Maschinen-schlossen Jiistallateure, Monteure und
Werkführer. Konkurrenzlos in Preis und Aiusstattung

Mit allen Gewichts- und Preistasbellen und über

200 Abbildungen von Otto Lippmanii. Preis fein« ge-
bunden nur 7,20 Ja. Gustav Wolf, techn. Verlag,
Dresden-A I.

Gesellenpriisniig für Schleifen Zum Gebrauche beim
Ablegen der Geselleiuirüung in Fragen und Antworten
von Schlossermeister T iedsl und J. Schulz. 12.Au·-
Lage. lud. Gustav s olf, techn. Verlag, Dresden-Ab

Autogentechnischer Kalender siir 1921. Jahrbnih für
autogeiie Metallbearbeitung und praktisch-ei Rat-geber für
Betrieb und «Wert·statt. Der beste existierxzide Kalender
mit 100 Abbildungen von Jng. Hans Riese. Pres sein
gebunden 7,20 dt. Gustav Wolf, techn. Verlag,
Dresden-Al.
Das aufnehmen dek Maschinenteile und das Maschinen-

zeichuen mit vielen Abbildungen uiid Tafeln von Jng.
und Oberlehsrer Norbert Götz, 34115. Gustav Wolf, techn.
Verlag, Dresden-A. I.

Festigkeitslehiie mit zahlreichen übergangsbesispielen
und Dielen Abbildungen von Jng. tin-d Obertchrer
Norbert Götz, 3 Je. Gustav Wolf, techn. Verlag,
Dresden-Ach

Dampslesscl und Dampfmaschinen Lehr- und Hilfs-
buch "'r die Prais und gewerbliche Schulen von fing.
und berlebsrer 9 orbert Götz. 5««. Gustav Wolf, techn.
Verlag, Dresden-A. I.
   

Verantwortlich für den redaktionellen Teil Syndikus Dr. Walter
Paeschke u. Syiidilus Walter Baranek, für den Anzeigenteil
Paul Seil. Verlag u. Druck Gruß, Barth 8c Comp. W. Friedrich

s— sämtlich in Breslau. —-
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Deutsche Volkspartei
Wahllreisverbaud Mittelschlesieiu

Anr Dienstag den 7. Dezember, abends 8 Uhr, wird
im Konzerthaus Friebeberg Herr Malermeistier Habe-

mannssiildesheiw M.d.R., über »Die politische-Lage
und der Vjiittelstand« sprechen. Bei der nicht zu leug-

nenden großen Notlage des Mittelstandes dürfte das
vorliegende Thema das Interesse weitester Kreise wecken.

Gegen die Vernichtung des Mittelstandes die schon vor

der Revolution eingesetzt hat, muß im staatserhaltenden

Interesse energisch Front gemacht werden, denn er ist
es bisher immer in erster Linie gewesen, der in einem
gesunden Staatswesen eine Säule der Kultur untd der

Wirtschaft gewesen ist. Der Wiederausbau unseres
Vaterlandes fordert gebieteriissch, daß der deutsche Mittel-
stand mit alleni Mitteln wieder lebenskräftig gemacht
wird. Nur so wird eine gesunde Entwickelung unserer

tulturellen und wirtschaftlichen Verhältnisse möglich sein.
(Siehe auch das Jnserat.)

Tischlerei - Bedarssartikell !
Spez.eirh. Herren-,Speise-undSibliisziiiimerstüble
Möbel —- Patentnia ragen -— Möbelstoffe
Kunstinarmor für Waschtiichaufsätze, Tischplatten
Ornament- und Zierleisten. — Hobelbiinte. f

Allein-Vertretung: B. Kosauke, Breslatt x, Matthiasstr.105. .
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empfehlen ihr großes Lager in sämtlichen in: und ausländischen
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Bis Chek Engen Ists-ani- G. m. MI-Breslau I
Restaurant - Gegründet 1873 —- sischqf-Siki. 2 Tel 11111114820. 4821. 4822 Qim’bienstag, den 7. Dezember 8Uhr abends

(P » d ) » ° «11'211.11. 1.. Eisen-, Stahl,- Metal l- u nd bfieniirdeßgfigm — 111115
[(1113112211132nt EISenwaren-JGI'OSShan d1 U ng im Konzerthaus ,,Friebeberg«.    
 

· Eintritt50Pf. _

 

Erfinder
Broschüre umsonstl

Anmeldung und Verwertung
durch Ingenieur E. still-selten
Breslau li Lohestraße Nr. 41

-«lclilelällc
lauft

Jakisclr,9iciintnrkt26

Elestwtechnische
Bedarfsartiiel

benehmen

 

 

 

 

Breslau 2,
Telephon:

Tauentzienstn 46
Nin g 3612.

Ein Laden
für Buchhandlung geeignet,
einerlei in welcher Stadtgegend,
von sicherem Mietszahler für
bald oder später gesucht.
E. Winkler, Sternstrasze 84,

‘ 2111111111: Ning 6210.

ca. 13000932! Miete
Urlfl)0m.wn.unb

Saft-Bang 123 O‘Dif Mietetitr
1 51,1 .11 Mi. Hang mit freiw.3 Zimmer-
Woh ca. l301l0 JJik Mieies. 2(’0 U Mk.
und 9770 JJll. Mietk siik 155000 um.
i“ verkaufen d Mukdanis. Bei-stunk
Goldne Radegassc ß, ll. 3——6 Uir

nserate 6696)
Haben in Schlesiens
Handwerk und Ge-
werbebcsienErfolg

   
 

 

 

Paui Pinkert ..

Sämtl. Bedarfsartikel für Sch'ossereien und Tischlereien

Baubeschläge
Ventilationen l Drahtnägei I Nieten l Schrauben II Wer-k-
zeuge und Maschinen s Staheisen und Bleche I Manns-
staedtsche Faconu und Ziereisen S Treppenstufen-Schutz-

schienen I Mauer-Schutzecken a Röhren

Niederlage der Schoellerstahl G1. m. b. H.
in allen Edel— und Werkzeug-Gussstählen 
 

Nähmaschinen
iiir Familien und gewerbliche
Zwecke. Reparatur--Werkstatt

und Lager von Ersatzteilen
für alle Systeme

J os. Greulich, Mechanikermeister
Hummerei l7, Fernruf Ohle 6357

Bitte auf Nr.17 zu achten

Wichtig für Alte
Zahnleidenden und 3ahnersatz-
bednrstigen ist der Umstand,

adsz zur Zeit bis

50°/ Grmäßigung
eintritt bis aus weiteres bei

Deutist

R. Barthelt
23113511111, postsiraße L

   
 

 
 

 

Huskunttei
Detektivbüro

Guderley, Breglaul
Kupferschmiedestr. 30, ll.
Ermittelungen sederÄrtl

PrinatsKreditauskunLt
 

Bauraum Rast-ku- 1..
Oldenburg

Melsier- und Poilerkurse
Eintritt: Aug.‚ Okt. u. Jan. 
 

 

  

 

rWäs-
. —- 1‘7/ «
ss -

" |L/   
 

RINTelefon Nr. 881
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Kanus G Brandt

Herrenftoffe « Damenftoffc

Neuheiten in Anzug-, Holen-

u. Paleioilioflcn - Damentuche

Größtes Lager nur erltklalllger

« reeller Fabrikate zu loliden Preisen

Billiglte Bezugsquelle für Schneidermeilter

-M

i

615 Telefon Nr. Ist

A« »p« 0.“. _m „ab... «-—» ‚M‘

Ausfi'ihrl. Programm 2 Mk- sz

Max Seiiert
Maschinen— und Werkzeug-Fabrik
Breslau |0, Michaelisstraße 18—22
Forum! Ring 466i —- Postscheckkonto Breslau 4849

Sofort lieferbar!

700 er und 600 er Dienen-Hebels und
Langloch-Bohrmaschinen.

 soooooaooooo
 

Sally Grünbaum
Oartennr.21« Breslau V, Tei.:R. 10895

IlllllllllllllllllllllllllllIlllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllI1IilllllllllllllllllIllllllllllllIllllllllilllllllllllllll

Herren-s und Damenltoffe, Serge, Zaneilas,

Firmelfutter, Roßbaar, Leinen, Eilengarn,

fämtlicbe Herrenlcbneider-Bedarfsartikel

lillllllllllllliliIllllllllillllllllllll!llilllIIlllllllllllllllllllillllllIlllllllllillllllllllillllllllllllillilllilillilllllllilllll

Lagerbelucb liegt im Interesse jedes Käufers   
 

Aeitestes Spezialgeschäft
für senuhmacberbeclartsartilcel

Franz Winckler, llummerei 27
Billigste Bezugsquelle iiir Schuhmacher!

OOOOOOOOOOOOOOOOOOOOO0000000004400

Nähmascmnen.38paraturen all.Syst.werd.schnell
u. preisw.ausgelührt

Ritterplatz 11L Blittßl'mllCh gegründet 1875
Nähmaschinen. Öl Nadeln und Ersatzteile
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0
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Alsons Gottwald, Breslau 13,.“
Steinstrasze — Fernruf: Ring 1464

Lieserung und Aufstellung von

Draytzäuneu,Drahtgetlechte, Diadtgewebe 1. I
1 und brennbaren
in allen Ausführungen für technische und gewerbliche Zwecke.
; Vi lkgste Preise Promvteste Lieserung ,

000090000000...eooooeooooeoeeeooe s

(Es spricht Herr Malermeister Havemannssildesheiny M. d.N.,

über

»Die politische Lage und der Mittelstand«.

Mittelstandler aller Parteirichtungen sind herz’ichst einge-
laden cachEdle Erörterungen von den verschiedensten Gesichts-
punkten aus sind erforderlich, 111.1 die großen Zukunftsfragen
des Mittelstandes zu fördern

Bekanntmachung
Laut Beschluß der Generalversammlung Vom 1. November

1920 ist die Central- HekteidungskGenossenschaft für
Schießen, e. G. m. b. H zu Breslan, 111 Liquidation getreten.
Die Gläubiger der Ge nossenschaft werden aufgefordert,
unverzüglich ihre Forderungen bei der unterzeichneten
Genossenschaft anzumeldenn «

Central-Bekleidungs-Genossenschaft für Schießen,
e. G. ni. b. .‘1'. .

Breglau V, Gartenstraße 46.

Vreslau, den 25. November 1920.

Die Liquidatorem
Heinrich Menz l MaxSchlumg.

   

 

  
   

WAGNER-inTM ...:--«.---.-- -·«-

Abeidt se Poppelaueis9 Breslau lCl
Tel. Ohle 1 O11 Saimstr‑ I9 Tel. Ohle 1 O1 1 Y-

Best scrtier-tes Lager in sämtlichen
Artikeln für Spanier, Tapezieren u.

ij Polster-er zubilligt-ten Tagespreisen
« s-.-—.s.«x-:--s·-s. « “15.75 CI .-«.-:': Wem s- EGG- ’ —«.. 5.x, »

TM“was!11...51. ;-- Zw-

 

Reben. MiitEisenberg
Breslau l, Büttnerstraße 10,111

FernSprecher Ring 4272

Polstermaterialien--Grosshandlung
Rohmaterialien zur Bürstenfabrikation.

 
 

  

  
 

Mannheimer Versicherung-sasallscl1atl
in Mannheim 

 

Suhdirektion für Schlesien: Wilhelm v. Poser

Tel.: Ring,r 1619 Breslau VIII Feldstraße Nr.44
 
 

ir gewähren auf Gr1nd des mit der Handwerks-
kammer abgeschlossenen Vergünstigungs—Ver-

tra1es für Handwerker elmißigie Prämiensätzc bei Ab-
schluss von tlatt·tfltci1t· und Unfallversicherung und
empfehlen uns auch zu Abschlüssen für Feuer-, Ein-
bruch-Diebstahl-, Aufruhrschädem u. Glasversicherung

 

 

 
 

Feine Herrenmoden! Maßanfertigung!
Lager in- und ausländischer Stoffe. Uniformen
und Militär-Effekten für Reichswehr und Beamte

empfiehlt sehr preiswert -—--—-—

(i. Linnhoif Nachfolg. A. Schneider
schneidet-meisten Breslau, An den Kasernen Nr. 6.   
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Anzug
Kostü11111510116

140 cm breit von 55 Mark an.

KeineSoesen Gartenstr.2ii Kein Laden
T«-.- w
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lptzoenjg ZTsteigequ Breslau 1
vorm. cui-l Gustav Müller Nacht Robmarkt 12

Gegründet 1832 Femsprecher Ring 182
 

Werkzeuge, Maschinen, Bedarfsartikel
für Maschinenbauer. Schlosser. Schmiede.

Geiz-. Wasser- und Heizungs-lnstaliatcure

Weichguß-Fitiings, Marke "1'131 F-I- «
für Gas-‚ Wasser-, Dampf- und Zentrallieimass-Anlagen

Böhler-Siahl fürWerkzeuge aller Art

Gas— und Siederöhren s Flanschen

Flasche-möge «- Winden s Ketten 
·-.--·«- -----.H». -r<.-..“‚.‚...„._..-.  "m « -·-« · '1 » «- ITDT use-r-



8 „Schwäche Handwerk und Gewerbe“

.. »Es-AK- .12. -«-’-··-

IRS-D JOHN-ZWEIF- W2222.2222... m
Matthiasstr. IT FKO Frei-“533“ Amt Ring

gegründet “385. Nr. 573, 726l, 7290

Steigeisen, Bleche S- i'd. Stahl
Fassoneisen, Ahiaiibleche, andeisen, Röhren,
Schweiss- und Werkzeug-Guss-Stähle, Stahlwellen

Sämtliche Materialien für Fabrik- und Maschinenbedafl
Schrauben, Muttern, Unterlegescheiben, Nieten, Splinte, Spannschlösser

Eis-Hen- undMreahtwar-en aller Als-I
Drähte, Nägel, Gefiechte, Schaufeln, Spaten, Ketten,
Heu-, Dung- und Rübengabeln, Sensen usw. usw.

Ersatzteile für landwirtschaftliche Maschinen und Gerät.
Hufeisen, Wagen und Pflugbauartikel --——---—

Werkzeuge und Werkzeugmaschinen
für Maschinenbauer, Schlosser, Schmiede, Stellmacher,
Installations- und Automobil- Reparatur- Werkstätten

Pnäzisionswerkxeuge für Eisenbahn-
Werkstätten- und Maschinenfabriken
spiralbohrer, Reibahlen, Schneidkluppen, Gewindebohre’t,
WFräser, Lehr- und Messwerkzeuge ------'

III Grosses Laster JOHN-tagt- Lieferung
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EDie Bank der Handwerker! - Jeder schließe sich an! E
IsssssssssssssMssssssäsZEISS-ISIISIIIIISIIIIIIIII-I

:‘Konto-Korrentverkehr :: Gewährung von Darlehen .: Überweisungs- und =
II Scheckverkehr :: Hinterlegungssteile für Wertpapiere :: Einlösung von Zins- l
- und Dividendenscheinen :: Ankauf und Verkauf, Beleihung von Wertpapieren

SPARE INLAGEN
mit und ohne Kündigung nehmen wir von jedermann entgegen

Giinsdge Verzinsung l strengste Verschwiegenheit
Stahlkammer / Vermietung von Schrankiächern

WÆUHGSEMMK in BRESLAU e. G. m. b. H.
Gegründet im Jahre 1896 Blumenstrasse 8 Zweigstelle Deutsch-Lissa

Betriebsmittel über fünf Millionen Mark

IIIIIIIIIIIIIIIUIIISIIIIIIIIIIIssssssssssssssssssss  

SRI. 36

   

     

  

Vers1cherungs-(iesellschait
Alte Berlinische Gegründet 1836

Berlin SW 68, Markgrafenstraße ll

  
 

 

 

  

  

 

   

 

die i. Lebensvers1cherungen
Einlige Gesellschaft einen Vertrag mit der

Handwerkskammer zu Breslau
abgeschlossen hat.

 

   
  

      
    

  

Leben—Unfall —Haftpfllcht
Prospekte, Auskünfte. auch über Anstellung von Vertreter1 und stillen

Vermittlern durch unsere Üeneralvertretungen:
Breslau: Hugo Stadio. Ohlau-Uicr99,

„ cost-s Schulz, Kalacr-Wilhclm-Slrun II-
Gleiwita: AuFastStein. Kirchplatz 3.
0:5rlltz Ca Paella. Jedes-trau- 11.

  

 

 

ßobclbänteßdyraubamlngen
Schmubtnechte, Hohes taqu
man aus erster Hand am bil-
ligsten. ReparaturAnnahme

A.Wyremba,WetkzeUgtiichlet
Herkogttmße 32, Hof Iinls.

Nähmaschinen
deutsche-I

Fabrikat, a.

B e r i e n t =
Maschine-h für

alle Möbel van.
empfiehlt

Jac. Schlesinger
Bkcsiatt Kaiser-Wilhelmstr. 4

Kein Leben! Nur 1 Tr.

 

 

 

    

   

   

Tisäzahtunot  
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Pelzmäntel ‑ Pelzhüte - Füchse
aller Art · Ame-»- u. Sportpeize

Peizmodehaus I

PÄUL sCHORsCHD Co.
Tel.: Ohle1412 BRESLAU I Iunkernftr. 22/24

Illliäfli‘äifiürxfiir Als-XI .115!EINIGE-?

Handwerkerl- und

Kunsägeweniaeschaale

 
  

GRASS, BARTH a COMP.
W.FRIEDRICH - BRESLAUI
Herren-Straße Nr. 20 / Fernsprecher Ring Nr. 6210/11

I-

Massenauflagen
in IIIustrations—Rotafions-

und Offsetdrudc
.

Buch- und Steindruckerei / Galvanopiastik
Schriftgiefserei / Stereotypie / Buchbinder-ei

Paul Hartung
Tel. Ring 9617 Breslau 10 Bismarckstr. 24

Bau- und Kunstschlosserei

Schaufenster-Anlagen —- Rollmarkisen
» Zelte ——— Scherengitter —- Einhängegitter

·s«T«-:J·«3«I.s:·;-H-I Schaukästen — Firmenschiider II .-s-·T:-i .
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resiau MJcempimssi8.CO-
 

Fachklassen mit Werkstätten für

Tischler, Holzbildhauer, Steinbildhauer, Maler,
Keramiker, Batik, thhographen, Buchdrucker,

Buchbinder-Zweieure.l(unstschmlecle,sehlossek

und Feinmechaniker

Anmeldungen im Amtszimmer Klosteratr. l9

Lehrpläne durch den Direktor

« l . . «"2.2.2...“ — m2.- ..' --.Z -: - » s.. - — , . ‑ -« h I .- - -
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u.SehneldWgagaarafie
Betrebsstofi’ „Beagid“ (Preßkarbid)
u.Saue2-2stoff. Einfache Handhabung.
Kein Mechanismus. Betriebssicher,

vollkommen gefahrlos.
Geringes Gewicht.

Ministerien genehmigtl

FürMontage hervorragend geeignet.

Besonderheit: ‑.
Seagkcssselesmhismgsss ?
Apparate u. -Lampen.
Sämtl. Sehweiss-u Schneidmateriaiien

und —.Zutaten

Dr-Mexaneier Wes-zween-
Gesellschaft für elektrochemische Industrie.

Verkaufs- und Lagerstelle: Tschechnitz,
Post Kattern, Kreis Breslau.

 

 

  
 

     

  

Hummerei 175T«»

ssomeeeog «
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W « TIERE-Neid Anlage.. .
 pyeleimWechset

Drehstrom« «

OMMNNWMMM

Fritz Kegel, Breslau 7««-
as m0 be He

Höichenstrasse 36/40
Bahnbogen 44/46 — Telefon Ring 1395 und 6998

: ErsatzteileiI'ir landwirtsch. Maschinen und Geräte . «

Jndaäer: Bertfio/b 91'170

mmlillillllllllllllllliillilllllllllllllllillllIIIIllilllilllillllllllillm.

Weingroßäanblung
Wein-, .flufiem—Stußen
und Qe/elT/äßafis-Räume
IlllllllllllliIlllliiliiilllllliillillIlilllillllliilllilllllllillllllIllilliiililiiil

Breslau, Oäfauer Sir. 79
fernre-f 78mg 7I'r. 7.990" 7952
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    R.Schreier Bis-essin
Neue Taschensir. 1 1 / 2 Min. v. Haupibhf.
Fernsprech-Ansdiluß: Ring Nr. 60 93, Nebenstelle

Generalvertretung und Lager der
„Original Messer“-

Schwciß— und Schneid-Apparate

Schweißbrenner

Sdmeidbrenner / Druckreduzier-Ventile

Schweißmaierialien / Ren-biet

Eisen, Stahl, Werk.
zeugeundWerkzeug- s.

Maschinen

Artikel für Hul-
beschlag, Pilugbau
und Wagenbau
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GROSSBS LAGER · n « SOFORTIGB LIEFERUNG
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